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Das Salamanca-Projekt

Keine wirksame Einwilligung der Nutzer

Die zweitälteste Universität Spaniens und Landwirtschaftsbetriebe sind in Gefahr: Der an 
Portugal grenzenden Provinz droht der größte Urantagebau Westeuropas. Von Norbert Suchanek

Bundeskartellamt kritisiert Facebook für Datensammlung und -verwertung

Die Region im mittleren Wes-
ten Spaniens zwischen der 
Universitätsstadt Salamanca 

und der portugiesischen Grenze ist 
eine malerische Landschaft mit Rin-
der- und Schweineweiden und einem 
Meer von uralten Steineichen. Nach-
haltige, extensive Viehzucht ist die 
traditionelle Einkommensquelle, der 
schon lange von »Landflucht« ge-
plagten Region. Doch das Gestein im 
Untergrund ist reich an Uran: Für die 
einen, ein zu hebender Schatz, um an-
geblich »saubere«, klimafreundliche 
Atomkraftwerke mit Kernbrennstoff 
zu versorgen und der Region zu gut 
bezahlten Jobs zu verhelfen. Für die 
anderen ein Fluch, der großräumige ra-
dioaktive Belastung und Naturvernich-
tung mit sich bringt. Doch Spaniens 
Regierung in Madrid hat schon vor 
Jahren beschlossen, diese Büchse der 
Pandora auszugraben und zu öffnen.

Bereits seit 1974 förderte das staat-
liche Uranunternehmen ENUSA in Sa-
lamanca bei Saelices El Chico Uran zu 
Tage. Die Mine lieferte bis zu ihrer Still-
legung im Jahr 2000 rund 130 Tonnen 
Uranoxid pro Jahr. Weit mehr als die 
zehnfache Menge, rund 2.000 Tonnen, 
soll nun das sogenannte Salamanca-Pro-
jekt jährlich produzieren. Damit würde 
Spanien in die Top 10 der globalen Uran-
produzenten aufrücken und selbst die 
USA und China überflügeln.

Alle notwendigen Infrastrukturen 
des 5.400 Hektar großen Tagebaus wie 
Zugangsstraßen, Auffangbecken und 
Werksgebäude sollen schon im kom-
menden Jahr fertiggestellt sein. Das 
erste Uran soll 2019 gefördert werden. 
Doch seit Mitte 2017, als die ersten Pla-
nierraupen anrückten, um die Flächen 
freizuroden, läuft ein Teil der lokalen 
Bevölkerung Sturm dagegen. Allen vo-
ran lehnt Jorge Rodríguez, Viehzüch-
ter und Bürgermeister von Villavieja de 
Yeltes, das Uranprojekt vehement ab. 
Laut Rodríguez stemmen sich rund 
40  Gemeinden gegen den Uranabbau 
in Salamanca. Bereits 2.000 von rund 
30.000 Steineichen fielen den Vorarbei-
ten der Mine zum Opfer.

Schon im Juli 2012 vergab Spaniens 
Regierung die gesamten Schürfrechte 
des nahe der portugiesischen Grenze in 
den Gemeinden Villavieja de Yeltes and 
Retortillo angesiedelten Salamanca-Pro-

jekts an die in England und Australien 
ansässige Firma Berkeley Energia Ltd, 
die sich selbst als »Unternehmen für 
saubere Energie mit größten Auswirkun-
gen« beschreibt. Hauptinvestor ist der 
Staatsfonds des Sultanats Oman, der mit 
120 Millionen US-Dollar beteiligt ist.

Berkeley Energia sieht sich von den 
Anrainer-Gemeinden der Mine unter-
stützt. »Das Unternehmen genießt eine 
gute Beziehung zu den Kommunen der 
Region«, heißt es auf der Internetseite. 
In den vergangenen Jahren habe es Wi-
fi-Netzwerke für die Dörfer finanziert, 
Kinderspielplätze gebaut, Sportanlagen 
modernisiert, Kläranlagen saniert sowie 
Sportveranstaltungen und lokale Feste 
gesponsert. Ab 2018 werde Berkley zu-
dem 80 sichere Vollzeitarbeitsplätze für 
die etwa 400 Bewohner von Villavieja 
schaffen. Das Unternehmen garantiere 
einen Uranabbau nach den höchsten 
Gesundheits-, Sicherheits- und Umwelt-
standards der Welt.

Nichtsdestoweniger befürchten die 
Kritiker der Mine ernste lokale und 
grenzüberschreitende Folgen. So bedro-
he der Uranabbau in der Region das 
Einkommen der extensiv arbeitenden 

lokalen Rinder- und Schweinezüchter. 
Wer wolle schon Weidefleisch aus einer 
radioaktiv belasteten Region kaufen, be-
klagt Rodríguez. Radioaktiver Abraum 
könnte zudem mit Wind und Flüssen 
die portugiesische Grenze überschreiten 
und selbst den Rio Douro erreichen, die 
Trinkwasserquelle von rund zwei Millio-
nen Menschen.

Wie eine 2013 veröffentlichte Studie 
der Universität Lissabon zeigt, führte be-
reits die relativ kleine Mine von Salices 
el Chico zu grenzüberschreitender Be-
lastung. So habe der Minenbetrieb den 
durch Spanien und Portugal fließenden 
und in den Rio Douro mündenden Fluss 
Águeda radioaktiv belastet. Vor allem 
aber der Bruch eines Abraumdamms 
im Juni 2007 habe große Mengen ra-
dioaktiven Materials in den Águeda ge-
schwemmt und den Rio Douro erreicht. 
Ob im Tage- oder Untertagebau: jegliche 
Uranausbeutung habe Umweltschäden 
zur Folge, so die Lissabonner Umwelt-
ingenieurin Cláudia Derboven Sequeira.

Trotz der durch Spanien bereits verur-
sachten und nun drohenden zusätzlichen 
radioaktiven Belastung verhält sich bis-
lang die Regierung Portugals zurückhal-

tend. Sie steht dem Uranbergbau positiv 
gegenüber, obwohl das Land selbst mit 
den Hinterlassenschaften eigener Minen 
zu kämpfen hat. Denn auch in Portugal 
gibt es noch zu hebende Uranvorkom-
men, vor allem in der Region des Alto 
Alentejo.

Doch 2008 machte die rund 
3.600 Einwohner zählende und auf rund 
sechs Millionen Tonnen Uranerz sitzen-
de Stadt Nisa der portugiesischen Lobby 
einen Strich durch die Rechnung. Nisas 
Bürger und Stadtrat sprachen sich un-
missverständlich gegen den Abbau des 
strahlenden Bodenschatzes aus. Stadt 
und Gemeinde würden sich Uranberg-
bauplänen von Regierung und Nuklear-
industrie entgegenstellen. Die lokale 
Wirtschaft basiere auf der historisch 
reichhaltigen Kulturlandschaft und nach-
haltiger Nutzung natürlicher Ressourcen 
wie dem berühmten Schaf- und Ziegen-
milchkäse von Nisa und seinen Ther-
malquellen. »Radioaktiver Uranbergbau 
lässt sich kaum mit einer qualitätsvollen, 
zertifizierten Nahrungsmittelproduktion 
und Gesundheits- und Kulturtourismus 
vereinbaren«, erklärte Stadtratspräsi-
dentin Gabriela Tsukamoto.

Sogenannte soziale Medien sind 
mehr als Katzenbildchen. Denn 
mit jedem Klick hinterlassen 

Nutzer Daten, und das nicht nur dort, 
sondern generell, wenn sie online sind. 
Diese sind für die Internetkonzerne pu-
res Geld, weshalb es wenig wundert, 
dass sie alle Möglichkeiten nutzen 
wollen, sie zu sammeln und vor allem 
untereinander zu verknüpfen. Je genau-
er ein Profil, desto gewinnbringender 
kann es vermarktet werden, etwa zur 
Werbeeinblendung. Dem Sammeln und 
Verwerten aus sogenannten Drittquel-
len will nun aber das Bundeskartellamt 
einen Riegel vorschieben, zumindest, 
wenn dafür ein De-facto-Monopol 
ausgenutzt wird: Es hat dem Konzern 
Facebook am Dienstag eine vorläufige 
rechtliche Einschätzung im Verfahren 

wegen des Verdachts auf Missbrauch 
einer marktbeherrschenden Stellung 
übersandt. Demnach geht die Behörde 
davon aus, dass Facebook andere über-
vorteilt, »indem das Unternehmen die 
Nutzung des sozialen Netzwerks davon 
abhängig macht, unbegrenzt jegliche 
Art von Nutzerdaten aus Drittquellen 
sammeln und mit dem Facebook-Konto 
zusammenführen zu dürfen«. Zu die-
sen Drittseiten gehören konzerneige-
ne Dienste wie der Nachrichtendienst 
Whats-App, aber auch Webangebote 
anderer Betreiber, auf die das Unterneh-
men über Schnittstellen zugreifen kann.

»Mit Hilfe von Schnittstellen flie-
ßen auch dann Daten an Facebook 
und werden dort gesammelt und ver-
wertet, wenn man andere Internet-
seiten besucht. Dies geschieht sogar 

schon, wenn man zum Beispiel einen 
›Gefällt-mir-Button‹ gar nicht nutzt, 
aber eine entsprechende Seite aufge-
rufen hat, in die ein solcher Button 
eingebettet ist. Dies ist den Nutzern 
nicht bewusst.« So erklärte Andreas 
Mundt, Präsident des Bundeskartell-
amtes, in einer Mitteilung, wie diese 
Datensammlung abläuft und wie we-
nig sich Nutzer dagegen wehren kön-
nen. Mundt bemängelte, dass er keine 
»wirksame Einwilligung der Nutzer« 
erkennen könne. So verstoße »das 
Ausmaß und die Ausgestaltung der 
Datensammlung« gegen europäische 
Datenschutzrichtlinien.

Wichtig für die Einschätzung des 
Bundeskartellamtes ist die marktbe-
herrschendes Stellung des Unterneh-
mens. Außerdem betont die Behörde, 

dass es bei der Bewertung ausschließ-
lich um »Drittquellen« und nicht um 
die Informationen gehe, die Menschen 
selbst bei Facebook veröffentlichen 
und wie sie dort interagieren. »Es 
wird ausdrücklich offengelassen, ob 
auch hier Datenschutzverstöße und ein 
Missbrauch von Marktbeherrschung 
vorliegen oder nicht«, heißt es dazu. 
Das Anhörungsschreiben soll dem 
Unternehmen die Möglichkeit geben, 
zu den Vorwürfen Stellung zu nehmen 
und gegebenenfalls Lösungsvorschlä-
ge vorzulegen. Es ist Teil des Miss-
brauchsverfahrens, das ergebnisoffen 
geführt wird. Nach Angaben der Be-
hörde ist nicht vor Frühsommer kom-
menden Jahres mit einer Entscheidung 
zu rechnen.

 Claudia Wrobel

»Nein zum Bergwerk« – Protest gegen geplanten Uranabbau in Salamanca am 28. Oktober
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Jobvernichter und 
erfolgreich (I): Tata Steel
Mumbai. Der indische Stahlkon-
zern Tata Steel will sich von sei-
nen Aktionären Geld besorgen. 
Das Unternehmen wolle neue 
Aktien im Wert von 128 Mil-
liarden indischen Rupien (rund 
1,7 Milliarden Euro) an seine bis-
herigen Anteilseigner ausgeben, 
teilte es am Dienstag in Mumbai 
mit. Zudem kündigte Tata an, sei-
ne Kapazität bei der Produktion 
von Autostahl und in anderen 
Segmenten auszubauen. Dazu 
will das Unternehmen Kredite 
aufnehmen. Allein der Ausbau im 
Tata-Werk in Kalinganagar soll 
den Angaben zufolge 235 Mil-
liarden Rupien kosten. Sein Ge-
schäft in Europa will Tata mit 
der Stahlsparte des deutschen In-
dustriekonzerns Thyssen-Krupp 
zusammenlegen. IG Metall und 
Betriebsräte befürchten bei einer 
Fusion der bisherigen Konkurren-
ten die Vernichtung von deutlich 
mehr als 2.000 Jobs in Deutsch-
land.  (dpa/jW)

Jobvernichter und 
erfolgreich (II): Siemens
München. Siemens hat eine Be-
stellung für ein Gas- und Dampf-
kraftwerk in Russland erhalten. 
Das Auftragsvolumen beträgt ein-
schließlich des Servicevertrages 
380 Millionen Euro, wie Siemens 
am Montag in München mitteilte. 
Die Anlage soll im Mai 2021 
in Betrieb gehen. Siemens will 
in der Kraftwerkssparte 6.100 
Arbeitsplätze streichen.  (dpa/jW)
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Bushaltestelle
»Ein Ort, der den Aufbruch 

vorwegnahm. / Hier wurden / 

alkoholbefeuerte Pläne / 

geschmiedet, geträumt, geküsst.« 

Von Frank Schäfer

Fürstliche Weihnachten

In Regensburg gibt es fettige 

Wurst, süßes Bier und Gloria von 

Thurn und Taxis – in der Advents-

zeit sogar alles auf einmal. 

Von Maximilian Schäffer

Die Tomate und das Hörnla
Ein Liebesdramolett unter 

Nachtschattengewächsen. 

Von Wiglaf Droste
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„Ich bin
solidarisch
mit dem nd“

„Ich lese das »nd«, weil es die beste linke 
Debattenplattform in Deutschland ist. 
Hier erfahre ich, was in der politischen 
Linken gerade diskutiert wird. 
Ohne das »nd« wäre die Medien-
landschaft um einiges langweiliger.“

Mathias Nehls, »nd«-Digitalabonnent

S O Z I A L I S T I S C H E  TA G E S Z E I T U N G

»nd«-
Soli-Abo
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Ihre Solidarität –
unsere Zukunft
Bestellen Sie jetzt das »nd« im Abo
oder wandeln Sie Ihr bestehendes Abo 
in ein Soli-Abo (55 €/Monat) um
und sichern Sie die Zukunft Ihrer
sozialistischen Tageszeitung.

Jetzt solidarisch sein: 030/29781800
oder www. neues-deutschland.de/abo

Agrarlobbyist
bekommt
Schmähpreis
Bauernpräsident Rukwied
»Dinosaurier des Jahres«

Berlin. Deutschlands wohl pein-
lichster Umweltpreis »Dinosaurier
des Jahres« geht in diesem Jahr an
Bauernpräsident Joachim Ruk-
wied. Er erhalte den Negativpreis
für seine rücksichtslose Blockade
einer umweltfreundlichen Agrar-
reform, teilte der Naturschutz-
bund Deutschland (NABU) am
Donnerstag mit. Die Öffentlichkeit
sei erschüttert über die erneute
Zulassung des Unkrautvernichters
Glyphosat, über zu viel Nitrat im
Grundwasser und das drastische
Insekten- und Vogelsterben, sagte
NABU-Präsident Olaf Tschimpke.
Rukwied zeige sich aber nicht an
einem ernsthaften Dialog mit Na-
turschützern interessiert. Er halte
die Landwirtschaft für nachhaltig
und gebe anderen Entwicklungen
die Schuld an Umweltproblemen.
Rukwied hatte Anfang Dezem-

ber das umstrittene Ja von Ag-
rarminister Christian Schmidt
(CSU) zu einer weiteren Zulas-
sung von Glyphosat in der EU be-
grüßt. Kritiker sehen das Unkraut-
gift als Gefahr für die Artenviel-
falt und halten es für möglicher-
weise krebserregend. Im Bundes-
tag fordern SPD, Grüne, LINKE
und AfD einen Ausstieg aus der
Anwendung in Deutschland.
Der NABU vergibt den »Um-

welt-Dinosaurier« seit 1993 jähr-
lich an Personen, die sich seiner
Ansicht nach beim Umweltschutz
negativ hervorgetan haben. Der
»Umwelt-Dino« ist eine aus Zinn
gegossene rund 2,6 Kilogramm
schwere Nachbildung einer Rie-
senechse. Zu den Preisträgern
zählten bislang verschiedene Mi-
nister sowie Industrievertreter.
Den Preis versteht der Verband
auch als Gesprächsangebot. Da-
durch habe sich auch schon eini-
ges positiv bewegt – zum Beispiel
bei der Umweltverträglichkeit von
Kreuzfahrtschiffen. dpa/nd

Das Salamanca-Projekt
In Spanien gibt es Streit über die Pläne zu Westeuropas größtem Urantagebau

In der spanischen Provinz Sala-
manca soll Westeuropas größte
Uranmine entstehen. Kritiker war-
nen vor negativen Folgen für die
heimische Wirtschaft und für die
Umwelt bis nach Portugal.

Von Norbert Suchanek

Die Region im mittleren Westen
Spaniens zwischen der Universitäts-
stadt Salamanca und der portugie-
sischen Grenze ist eine malerische
Landschaft mit Rinder- und Schwei-
neweiden sowie einem Meer aus ur-
alten Steineichen. Nachhaltige, ex-
tensive Viehzucht ist die traditio-
nelle Einkommensquelle der von
Landflucht geplagten Region. Der
Untergrund ist indes reich an Uran:
Die einen wollen den Schatz heben,
um Atomkraftwerke mit Kernbrenn-
stoff zu versorgen und der Region zu
gut bezahlten Jobs zu verhelfen. Die
anderen warnen hingegen vor der
Gefahr großräumiger radioaktiver
Belastung und Naturvernichtung.
Die spanische Regierung hat die

Büchse der Pandora längst geöffnet.
Das staatliche Uranunternehmen
ENUSA förderte in der Gemeinde
Saelices El Chico von 1974 bis zur
Stilllegung der Mine im Jahr 2000
rund 130 Tonnen Uranoxid pro Jahr.
Weit mehr als die zehnfache Menge,
rund 2000 Tonnen, soll nun das so-
genannte Salamanca-Projekt jährlich
zu Tage bringen. Es wäre der größte
Urantagebau Westeuropas. Spanien
würde in die Top 10 der Uranpro-
duzenten aufrücken und selbst die
USA sowie China überflügeln.
Schon im Juli 2012 vergab die

Regierung die Schürfrechte in den
Gemeinden Villavieja de Yeltes und
Retortillo an die britisch-australi-
sche Firma Berkeley Energia Limi-
ted. Hauptinvestor ist der Staats-
fonds des Sultanats Oman, der mit
120Millionen US-Dollar beteiligt ist.

Alle notwendigen Infrastrukturen
des 5400 Hektar großen Tagebaus
wie Zugangsstraßen, Auffangbecken
und Werksgebäude sollen im kom-
menden Jahr fertig sein; das erste
Uran soll 2019 gefördert werden.
Doch seit einigen Monaten, als die
ersten Planierraupen anrückten, um
die Flächen zu roden, läuft ein Teil
der Anwohner Sturm dagegen, allen
voran Jorge Rodríguez, Viehzüchter
und Bürgermeister von Villavieja de
Yeltes. Ihm zufolge stemmen sich 40
Gemeinden gegen den Uranabbau,
dessen Vorarbeiten bereits 2000
Steineichen zum Opfer fielen.
Berkeley Energia dagegen spricht

von einer »guten Beziehung zu den

Gemeinden der Region«. In den ver-
gangenen Jahren habe das Unter-
nehmen, so ein Sprecher, WLAN-
Netzwerke für die Dörfer finanziert,
Spielplätze gebaut, Sportanlagen
modernisiert, Kläranlagen saniert
sowie Sportveranstaltungen und Fe-
ste gesponsert. Ab 2018 werde das
Unternehmen 80 sichere Vollzeitar-
beitsplätze für die etwa 400 Bewoh-
ner von Villavieja schaffen. Das Un-
ternehmen garantiere einen Uran-
abbau nach höchsten Gesundheits-,
Sicherheits- und Umweltstandards.
Dennoch warnen die Kritiker vor

massiven Folgen. So bedrohe der
Uranabbau das Einkommen der lo-
kalen Rinder- und Schweinezüch-
ter. Wer wolle schon Weidefleisch
aus einer radioaktiv belasteten Re-

gion kaufen?, klagt Bürgermeister
Rodríguez. Radioaktiver Abraum
könnte zudem mit Wind und Flüs-
sen die portugiesische Grenze über-
schreiten und den Rio Douro errei-
chen, die Trinkwasserquelle von
rund zwei Millionen Menschen.
Laut einer Studie der Universität

Lissabon führte bereits die relativ
kleine Mine von Salices el Chico zu
grenzüberschreitender radioaktiver
Belastung. Vor allem der Bruch ei-
nes Abraumdamms im Juni 2007
habe große Mengen radioaktiven
Materials in den Fluss Águeda, der
in den Rio Douro mündet, ge-
schwemmt. Ob über oder unter Ta-
ge – jegliche Uranausbeutung habe
Umweltschäden zur Folge, so die
Lissabonner Umweltingenieurin
Cláudia Derboven Sequeira.
Die Regierung Portugals steht dem

Uranbergbau dennoch positiv ge-
genüber. Dabei hat das Land mit ei-
genen Hinterlassenschaften zu
kämpfen. Hier gibt es vor allem in der
Region des Alto Alentejo Uranvor-
kommen. Doch 2008 machte die
rund3600Einwohner zählendeStadt
Nisa, die auf rund sechs Millionen
Tonnen Uranerz sitzt, der Bergbau-
lobby einen Strich durch die Rech-
nung: Bürger und Stadtrat sprachen
sich gegen den Abbau des strahlen-
den Bodenschatzes aus und kündig-
ten Widerstand gegen jegliche Uran-
bergbaupläne von Regierung und
Nuklearindustrie an. Die lokale Wirt-
schaft basiere auf einer reichhalti-
gen Kulturlandschaft und der nach-
haltigen Nutzung der Naturressour-
cen wie des berühmten Schaf- und
Ziegenmilchkäses von Nisa sowie der
Thermalquellen. »Radioaktiver
Uranbergbau lässt sich kaum mit ei-
ner qualitativ hochwertigen, zertifi-
zierten Nahrungsmittelproduktion
sowie Gesundheits- und Kulturtou-
rismus vereinbaren«, so die Stadt-
ratsvorsitzende Gabriela Tsukamoto.

Spanien würde in
die Top 10
der Uranproduzenten
aufrücken und
selbst die USA sowie
China überflügeln.

Eile beim Abriss
Atommeiler in Gundremmingen stellt an Silvester Betrieb ein – Demontage beginnt 2018
Das nächste deutsche Atomkraft-
werk geht vom Netz: Block B des
AKW Gundremmingen. Atomkraft-
gegner kritisieren aber, dass Block
C noch mehrere Jahre weiterläuft.

Von Ulf Vogler, Gundremmingen

Nach knapp 34 Jahren Laufzeit stellt
Block B des Kernkraftwerks Gund-
remmingen den Betrieb ein. Am Sil-
vestertag in den Mittagsstunden wer-
de der bayerische Atommeiler plan-
mäßig vom Netz gehen, kündigte ein
Unternehmenssprecher an. Künftig
gibt es dann nur noch sieben Atom-
kraftwerke in Deutschland, je zwei in
Bayern, Baden-Württemberg und
Niedersachsen sowie eines in Schles-
wig-Holstein. Im Dezember 2022 sol-
len die letzten abgeschaltet werden.
Das Ende des im März 1984 in Be-

trieb genommen Blocks B in Gund-
remmingen steht seit Jahren fest. Es
war nach der Katastrophe im japani-
schen Fukushima 2011 im Rahmen
des Atomausstiegsfahrplans der Bun-
desregierung festgelegt worden, wie
bei den anderen damals noch aktiven
Anlagen auch. Block C des Kernkraft-
werks im schwäbischen Landkreis
Günzburg darf noch bis Ende 2021
weiterlaufen, obwohl er ebenfalls
1984 nur wenige Monate nach dem
benachbartenReaktor in Betrieb ging.
Das Kernkraftwerk Gundremmin-

gen gehört zu 75 Prozent RWE. Die
restlichen Anteile gehören der Preus-
senElektra GmbH, die wiederum Teil
des E.on-Konzerns ist. Die Unterneh-
men haben für den Abriss von den
beiden Blöcken Rückstellungen im
Bereich von zusammen rund 1,5 Mil-
liarden Euro gebildet.
Atomkraftkritiker betrachten die

Siedewasserreaktoren in Gundrem-
mingen als besonders riskant. Es sei
der gleiche Reaktortyp wie in Fuku-
shima und die verwendeten MoX-
Brennelemente enthielten besonders
viel gefährliches Plutonium, heißt es
beim Bund Naturschutz (BN) in Bay-
ern. Kritiker hatten daher immer wie-
der verlangt, dass mit Block B auch

der Block C abgeschaltet werden
müsse. Im Sommer hatte der BN eine
entsprechende Massenpetition beim
bayerischen Landtag eingereicht.
Der zuständige Ausschuss verwarf

aber Ende Oktober diese Petition. Die
Atomaufsicht hatte den Abgeordne-
ten mitgeteilt, dass das Kernkraft-
werk über ein sehr hohes Sicherheits-
niveau verfüge und die strengen An-
forderungen des Bundes erfülle. Die
Anordnung einer Abschaltung vor
Ablauf der gesetzlich festgelegten
Frist Ende 2021 wäre auch rechtlich
nicht zulässig, betonte das Umwelt-
ministerium in München weiter. »Der
Ausschuss hielt nach eingehender Be-
ratung diese Stellungnahme für zu-
treffend und sah deshalb keine Mög-
lichkeit, der Eingabe zum Erfolg zu
verhelfen«, sagt Landtagssprecher
Anton Preis. Und so wollen AKW-

Gegner am Freitag erst mit einem
»Abschaltfest« im benachbarten Gun-
delfingen feiern, bevor sie am Sonn-
tagmittag vor dem Haupttor des
Atomkraftwerks gegen den Weiter-
betrieb protestieren.
Mit derDemontage vonBlock B soll

bereits 2018 begonnen werden. Die
Kraftwerksverantwortlichen begrün-
den den schnellen Abbau noch wäh-
rend der Betriebszeit von Block C da-
mit, dass dann die bislang für den Be-
trieb benötigten Mitarbeiter ohne
Unterbrechung weiterbeschäftigt
werden könnten. »Wir bauen keine
Systeme ab, die wir brauchen«, hatte
im März der Leiter der kerntechni-
schen Genehmigungsverfahren bei
RWE, Cord-Henrich Lefhalm, bei ei-
ner Anhörung von Gegnern des
schnellen Rückbaus betont. Die Si-
cherheit stehe an erster Stelle.

Die Erlaubnis für den Abbau liegt
aber noch nicht vor. Der Zeitpunkt ei-
ner möglichen Genehmigungsertei-
lung stehe noch nicht fest, sagte ein
Sprecher des Umweltministeriums.
Bei der Demontage handelt es sich

um ein Großprojekt. Der Abriss des
gesamten Atomkraftwerks wird sich
voraussichtlich bis etwa zum Jahr
2040 hinziehen. Beim Block A be-
gann die Demontage bereits 1983. Die
Verantwortlichen betonen, dass es da-
durch weitgehende Erfahrung vor Ort
gebe. Dieser Block war 1966 ans Netz
gegangen, wurde aber nach mehre-
ren schweren Störfällen bereits 1977
abgeschaltet. Mit Block A begann
einstmals die industrielle Atomstrom-
produktion in der Bundesrepublik.
Zuvor hatte es nur deutlich kleinere
Atomkraftwerke gegeben, überwie-
gend für Versuchszwecke. dpa/nd

Das Kernkraftwerk Gundremmingen bei Günzburg (Bayern) Foto: dpa/Sven Hoppe
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Autolobbyist hält an
Verbrennungsmotor fest
Berlin. VDA-Präsident Matthias
Wissmann geht nicht von einem
schnellen Niedergang von Benzi-
nern und Dieselfahrzeugen aus.
»Der Verbrennungsmotor wird
auch im nächsten Jahrzehnt noch
eine große Rolle auf dem Welt-
markt spielen«, sagte der Chef des
Verbands der Automobilindustrie
(VDA) den Zeitungen der Funke
Mediengruppe (Donnerstagsaus-
gaben). Die Autoindustrie brauche
den Diesel in den nächsten Jahren
unbedingt, um die CO2-Ziele der
Europäischen Union zu erreichen.
AFP/nd Kommentar Seite 4

Media-Markt-Mitgründer
Kellerhals verstorben
Ingolstadt. Der Mitgründer der
ElektronikketteMediaMarkt, Erich
Kellerhals, ist tot. »Wir können be-
stätigen, dass Herr Kellerhals am
25. Dezember im Kreise seiner Fa-
milie verstorben ist«, sagte ein
Sprecher seiner Vermögensver-
waltung Convergenta am Don-
nerstag. Zuvor hatten mehrere
Medien über das Ableben des Mil-
liardärs berichtet. Kellerhals wur-
de 78 Jahre alt. Weltweit gibt es
über 1000 Media- und Saturn-
Märkte. Die Muttergesellschaft
Ceconomy machte im zurücklie-
genden Geschäftsjahr gut 22 Mil-
liarden Euro Umsatz. dpa/nd

Kassen verschreiben
mehr Cannabis
Berlin. Die gesetzlichen Kranken-
kassen bewilligen offenbar immer
häufiger eine Cannabis-Therapie.
So hat die Barmer als zweitgrößte
gesetzliche Kasse in den ersten
neun Monaten seit der Freigabe
von Cannabis für medizinische
Zwecke etwa zwei Drittel der An-
träge auf Kostenübernahme be-
willigt, wie die Kasse am Don-
nerstag mitteilte. Gestellt wurden
knapp 2900 Anträge, davon wur-
den 1730 Anträge bewilligt. Ein
Drittel wurde abgelehnt. epd/nd
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